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Vorsorge und Rehabilitation von Müttern, Vätern und Kindern in Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerin für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter hat die Kleine Anfrage 
333 mit Schreiben vom 13. September 2012 namens der Landesregierung im Einvernehmen 
mit der Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport beantwortet. 

Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 

Die Gesundheit von Müttern und Vätern gehört zu den wichtigsten Grundlagen für eine ge­
sunde Entwicklung von Familien, insbesondere für Familien in schwierigen Lebenslagen. 
Stationäre medizinische Versorge- und Rehabilitationsleistungen für Mütter, Väter und Kin­
der sind zielgruppenspezifische Gesundheitsangebote in der Regelversorgung der gesetzli­
chen Krankenkassen. Durch die hohe Nachhaltigkeit leisten sie einen wichtigen Beitrag zur 
Stärkung und Gesunderhaltung der Familien. 

Aufgrund eines Berichtes des Bundesrechnungshofes, der deutliche Missstände aufgezeigt 
hatte und einer Aufforderung durch den Bundestag wurden durch den GKV Spitzenverband 
am 06.02.2012 überarbeitete Begutachtungs-Richtlinien zur Vorsorge und Rehabilitation für 
Mütter, Väter und Kinder in Kraft gesetzt. Ziel ist eine Verbesserung in der Antragsprüfung 
und Bewilligung der Mütter-/Mutter-Kind- und Vater-Kind-Maßnahmen. 

Vorbemerkung der Landesregierung 

Die Landesregierung teilt die Einschätzung, dass stationäre Vorsorge und Rehabilitations­
leistungen für Mütter, Väter und Kinder wichtige Angebote zur Stärkung und Gesunderhal­
tung darstellen. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation werden gemäß §§ 24, 41 
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SGB V von den gesetzlichen Krankenkassen als Pflichtleistung erbracht. In die Bewilligung 
und Durchführung ist die Landesregierung nicht eingebunden. 

1. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung zur Entwicklung im Bereich der 
Vorsorge und Rehabilitation in den letzten Jahren für Nordrhein-Westfalen? 

Wie schon in der Vorbemerkung erwähnt, ist die Landesregierung in die Bewilligung und 
Durchführung von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nicht eingebunden. In einem 
Bericht der Bundesregierung vom 28. März 2012 über die Maßnahmen zur Verbesserung 
der Bewilligungspraxis der Krankenkassen bei Mutter-/Vater-Kind-Leistungen nach §§ 24,41 
Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) werden die in diesem Zusammenhang getroffenen 
Maßnahmen der Selbstverwaltung zur Erhöhung der Transparenz der Verfahren dargestellt. 
Als Fazit wird festgehalten, dass die eingeleiteten Maßnahmen wichtige Schritte zur Verbes­
serung der Bewilligungspraxis darstellen. Der Bericht ist als Anlage beigefügt. 

2. Wie viele Maßnahmen wurden beantragt, bewilligt und abgelehnt? 

Bei den der Aufsicht des Landes unterstehenden Krankenkassen ergibt sich hinsichtlich der 
Antragslage der Jahre ab 2007 folgendes Bild: 

AOK NordWest 

Kalenderjahr Anträge Bewilligungen Ablehnungen 

2007 6.098 4.733 1.365 

2008 5.742 4.392 1.350 

2009 6.008 4.754 1.254 

2010 5.507 4.248 1.259 

2011 4.961 3.829 1.132 

AOK Rheinland/Hamburg 

Kalenderjahr Anträge Bewilligungen Ablehnungen 

2007 Es liegen keine Zahlen vor. 

2008 Es liegen keine Zahlen vor. 

2009 5.903 4.519 1.384 

2010 5.529 4.337 1.192 

2011 5.891 4.626 703 

3. Gab es in der Vergangenheit Beschwerden oder aufsichtsrechtliche Beanstan­
dungen? 

Eine signifikante Anzahl von Eingaben oder Beschwerden gab es im fraglichen Zeitraum 
nicht. Anlässe zu aufsichtsrechtlichem Einschreiten bestanden dabei nicht. 
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4. Inwieweit plant die Landesregierung auf der Informationsebene Maßnahmen, 
damit Mütter und Väter besser über Angebote, Beratungsstellen, Beratungs- und 
Behandlungsmöglichkeiten sowie Zugangsvoraussetzungen informiert sind? 

Das MFKJKS hat unmittelbar nach Bekanntwerden des Berichtes des Bundesrechnungsho­
fes auf der Internetseite www.vaeter.nrw.de einen Beitrag eingestellt, der über die Möglich­
keiten einer Vater-Kind-Kur informiert. Der Beitrag stieß seitdem auf so großes Interesse, 
dass er aktuell noch einmal erweitert wird. 

5. Sieht die Landesregierung weiteren Handlungsbedarf? 

Angesichts der bestehenden Zuständigkeiten wird für die Landesregierung kein Handlungs­
bedarf gesehen. Es bleibt aber abzuwarten, ob die Annahme der Bundesregierung, dass die 
Anwendung der überarbeiteten Begutachtungs-Richtlinie Vorsorge und Rehabilitation unter 
Zuhilfenahme der Umsetzungsempfehlungen zum gewünschten Erfolg führen, zutreffend ist. 
Sollte dies nicht der Fall sein, sind weitere Maßnahmen erforderlich. 
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Bericht der Bundesregierung über, die Maßnahmen zur Verbesserung der Bewilligungs~ 

pl'axis,der Kranl<enl<assen bei Mutter-Nater-Kind-lViaßnahmen 

nach §§ 24, 41, Fünftes Buch S,?zialge,setzbuch (SGS V) 

" Stand: 28. März 2012 • 

Die gesetzlichen KraDkehkassen erbringen für MüUer und Väter Leistungen zur medizinischen 

Vorsorg~ und Rehabilitation in Einrichtungen de,s Muttergenesung~werks oder gleichartigen 

Einrichtungen; die Leistungen kannel! auch !n Form einer Mutter-Nater-Kind-Maßnahme er-
. , 

bracht werden (§§ 24, 41 Fünftes Buch Sozialgesetzbu'ch (8GB V). 

In den vergangenen Jahren ist die Bewilligungsprax~s,der'Krankenkassen u. a. von AbgElOrdne­

ten des Deutschen I;!undestages, dem Müttergenesungswerk (MGW) und dem 'Bundesverband 

D'eutscherPrivatkliniken e.V. (BDPK) kritisch thematisiert worden. 

, Mit dem vorli~genden Bericht unt~rrichtet die Bun?esregierung den Ausschuss für Gesundheit, 

deli Haushaltsausschuss sowie den Ausschuss 'für Familie, Senioren, Frauen und Jugend'de~ 

Oeutschen Bundestages' ObE?r die Maßnahmen zur Verbesserung ~er Bewilligungspraxis bei 

Mutter-Nater~Kind-Maßnahmen nach §§ 24,. 418GB V. 

I. Grundlage der Berichtspfli,cht: 

Der Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundestages hat in seiner Sitzung am 6. Juli 
.' 0_/- ~ 

2011 eine' Entschließung' zur Entwickfung von Mutter-Nater-Kind-Maßnahmen nach den §§ 24, 

41 SGB V gefasst: Der Ausschuss weist auf den besonderen Wert der Mutter-Nater-Kind- ' 

Maßnahmen für e~ne erfolgreiche Präventi0n und Rehabilitation hin. In der Entschließung wer­

den d(;lutliche Hinweise gesehen, dass in der Bewilligungspraxis' der Krankenkassen erhebliche . ..' . 
Defizite bestehen, Ober die auch der Bundesrechnungshof dem Haushaltsausschuss des Deut-

, " 

sehen Bundestages berichtet hat. Um das BewiUigungsverfahren transparenter und die Ent­

scheidungen der Krankenkassen nachvollziehbarer und belastbarer zu gestalten, hat der Aus-
. '. , 

schuss für GesLJnd,heit des Deutschen Bundestages den GKV-Spitzenverband und den Medizi-
, . 

nischen Di~nst de~ GKV;-Spitzenverbandes (MDS) aufgefordert, verschiedene MaßnahmElI1 zur 

Verbesserung der Bewilligungspraxis der Krankenkassen zu treffen lind hierzu dE?m Ausschuss 

über das Bundestrjinisterium für Gesundheit (BMG) bis zum 31, März 2012 eillen schriftlichen 

Bericht zu übermitteln. 

, Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat mit einer Entschließung vom 6. Juli 

2011 die Bundesre~!~r~I~~L !=J~~ten, über J1~roffene MClß_f!ahmen zur Verbesserung der ~t?,W!!!i~ 

gungspraxis der Krankenkassen bis zum 31. März 2012 schriftliöh zu berichten. Zudem hat sich 
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der 'Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend des Deutschen Bundestages mit dem 

Thema befasst. 

11. Prüfbericht des Bundesrechnungshofes vom 1. ~uni 2011 

Der Bundesrechnungshof hat im Auftrag des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundesta-
, ..' 

ges die Umsetzung von Mut~erMNater:Kind-Maßna~men nach § 24 SGB V bei.einzelnen KranM 

kenkass~n geprüft. In seinem dem Haushaltsausschuss vorgelegten Prüfbericht vom 7. Juni 

2,011, werden insbesondere eine fehlEmde Transparenz bei der Entscheidung über Anträge auf' 

Mutter-Nater-Kind-Leistungen,. zu große Spielr~ume für die Bewertung der medizinis?hen Vo­

raussetzungen der Maßnahmen sowfe nicht hinreichende Begründungen der Ergebnisse der 

Begutachtungen kritisiert.: 

11,1. Maßnah~en der Bundesregierung 
, , . 

Am 2. Mai 2011 hat der d~malige Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 

Gesundheit, Daniel Bahr, mit den am Versorgungsgeschehen Beteiligten wie einzelnen Kran-
, , 

kenkassen, dem GKV-Spitzenverband, dem, MDS, dem MGW sowie dem BDPK ein Gespräch 

zu Mutter-Nater-Kind-Maßnahmen geführt. Es bes,tand Einigkeit, df.\sS transparente Verfahren 
, I 

sowie nachvollziehbare und belastbare Entscheidungen der Krankenl<assen von besonderer· 

Bedeutung seien. Dies wurde auch in einem Fachgespräch des Ausschusses für Familie, Seni-. , 

oren, Frauen und Jugend des Deutschen Bundestages 8m 10. Mai 2011, bestätigt. 

Mit Schreiben vom 1. Juli 2011 hat der Bundesminister fOr Gesundheit, Daniel Bahr, den GKVM 

Spitzenverband und den MDS gebeten, die ang~kündigte Überarbeitung der "Begutachtungs­

Richtlinie,vorsorge und Rehabilitation", die Prüfung einer weiteren Vereinheitlichung der An­

tragsvordrucke sowie die Unterstützung der Begutachtungs- lind Leistungspraxis durch Umset­

zungsempfehlungen bis zun: Ende des Jahres 2011 qurchzuführen, um die Bewilligungspraxls 

der Krankenkassen zu verbessern. In dem Schreiben wird betont, dass das MGW und der . .. . 

BDPK als Fachverbände sowie geeig,nete Forschungsverbände in die B~ratungen mit einbezo-

gen'werden sollen. Das Schreiben vom Bundesminister für Gesundheit, Daniel Bahr,ist auch' 
- , 

den Aufsichtsbehör<;len des Bundes und der Länder übersandt worden. 

Das Bundesversicherungsamt hat als I\ufsichts~ehörde in einem Scl:lreiben an alle bundesun­

mittelbaren Krankenkassen vom 17. August 2011 auf das Ministerschreiben vom 1. Juli 2011 

Bezug genommen und insbesondere darauf hing~wiesen, dass die Entscheidung der Kranken-
, , 

,kasse transparent und einzelfallbezogen zu erfolgen hätten.-Ablehnungen seien individuell mit 
" ' 

-aussagekräftigen und ~achvoJlziehbaren-Begrond~ngenlfn-deinerReclitsoehelfsDelehYÜfIfrzU 

versehen. 
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Die Beratungen des GKV-Spilz€Jnverbandes und des MDS unt~r Einbeziehung des MGWund 
f ' 

des BDPK wurden vom BMG ~nterstützend beglei,tet. So hat die Parlamentari~che Staatssekre-

tärJn beim Bun'desminister für Gesundheit, Ulrike Flach, den aktuellen Sachstand der Arbeiten 

, in einem Gespräch am11. November 2011 mit den vorgenannten Beteiligten und de'm Bun- , 

desministerium für Familie; Senioren, Frauen und Jugend (SMFSFJ) erörtert, um den konstruk­

tiv verlauf~nden Beratungsprozess zu unterstützen. Das BMG hat zudem auf Arbeitsebene an 

einzelnen Fachgesprächen teilgenommen. 

Um die Bewilligungspraxis transparenter darzustellen~ hat das BMG ~ie amtlic~e Statistik KG 5 

9urch einen am 14 .. Oktober 2.Q11 versandten Erlass geändert. In diesem Erlass wird der vom 

Bundesrechnungshof festgestellte Änderungsbedarf berÜcksichtigt. Die Änderungen umfassen 
, , 

insbe,sondere eine differenziertere und einheitli,che Zählung der Anträge. Der im Bundesanzei-

ger veröffentlichte Erlass hat Wirkung für die Erfassung cI,es Antrags- und Bewilligungsg~sche­

hens ab d'em Jahr 2012. 

!n diesem Zusammenhang fOgt die Bundesregierung diesem Bericht als Anlage die aktuellen 

Ergebnisse der Antrags.- und Bewilligungsstatistik zu Mutter-Nater"Kinq-Maßnahmen fOr das 
• • • _ c • 

, Jahr 2010 - nach Leistungs- und Kranl<enkassenarten differenziert - sowie ergänzend die Er-

. gebnisse der Statistik KG 5 zu den Ausgaben und Fallz~hl~n der'd~rGhgefOhrt~n Mutter-Nater-' 

Kipd-Maßnahmen ,bei. Bezüglich der Ergebnisse für die Jahre 2008 und 2009 wird auf den Be­

richt an den Ausschuss für Gesundheit vom 27: Oktober 2010 verwiesen. 

IV; Maßnahmen der Selbstverwaltung - Bericht des GKV-Spitzenverbandes vom 20. März 

'2012 .ober die getroffenen Maßnahmen zur Vereinheitlichung und Erhöhung der Transoa­

renz der Verfahren der Krankenkassen und Medizinischen Dienste der Krankenversiche~ 

run« im Zusammenhang mit'Anträgen' auf Leistungen der medizinischen Vorsorge'und 

RehabmtaÜo~ fü,r MUtter u~d Väter (Bericht Mutter-/Vat~r-Kind-Leistungen) , 

Mit Schreiben vom 12. Juli 2011 hat der GKV-Spitzenverband sehr deutlich zum Ausdruck ge-
I • , ~ 

bracht, dass er die Einschät~ungen\ in dem Brief de~ Bundesministers für Gesundheit, Daniel 

Bahr, vom 1. Juli 2011 uneingeschränkt teilt. Angekündigt wurde, dass das MGW und der 
, , 

BQPK in die fßchlichen Beratungen eingebunden wOrden und die Expertise geeigneter For-. . . '. 

schungseinrichtungen f3ingeho!t werde. D,er' MOS h~t dem Bundesminister für Gesundheit, Oa-. 

. niel Bahr, am 11. Juli 2011 in ä,hnlicher Weise geantwortet: Der GKV-Spitzenverband hat all,9 

Krankenkassen auf das Ministerschreiben vom 1. Juli 2011 mit Rundschreiben vom 5. Juli 2011 

hing,ewiesen. 
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" Die in dem beigefügten Bericht des GKV-$pitzenverbandes vom 20. März 2012 im Einzelnen 

dargeste!lten Beratung~n konnten zu den Änderungen in der Begutachtung~-Richtllnie Vorsorge 

ünd R~habilitation sowie zu den Umsetzungsempfehlungen für die Me,dizinischen Dief\ste und' 

Krankenkassen schließlich im Januar 2012 mit einvernehmlichen Lösungen beendet werden, 
, ' , . \ 

In der: Begutachtungs-Richtlinie Vorsorge und RehabiUtation wird nunmehr klargestellt, dass 

medizinische Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen nach §§ 24, 41 SGB V als komplexe 
I 

Leistungen nur stationär erbr~cht werden können und der Grundsatz "ambulant vor stationär", 

explizit nicht gilt. Die AusfUhrungen zur Bedeutung umwelt- un<;i personbezogener bzw. mütter­

Iväterspezifischer Kontextfaktoren für die sozialmedizinische Begutachtung und die LeisWngs- , . '. . . 
entscheidungen der Krankenkassen werden ergänzt und konkretisiert, Danach ist der Gutachter 

aufgefordert, in einer Gesamtbetrachtung einzelfallbezogen zu beurteilen, ob die im Antragsver~ 

fahren erkennbaren Kontextfaktoren (al!gemeine und mütter-/v~terspezifische) im Zusammen­

hang mit der Erziehungsverantwortung zu einer mOtter-/väterspezifischen ProblemkonstellaÜon 

fOhren,'die das Gesundheitsproblem bedingt, unterhält oder verstärkt lind eine Vorsorge-'oder 

Rehabilitat'io~sleistung in einer Mmter-Näter~ bzw. Mutter-Nater-Kind~Einrichtun~ erfordert, 

Außerdem wird'die Anspruchsvoraussetzung des Vorliegens einer aktuellen Erziehungsver~nt- , 

wortung ergänzt und konkretisiert,' Insbe~~ndere wurde klargestellt, .dass von einer aktuellen 

, Erziehungsverantwortung 'wundsätzlich bis zm Vollendung des 18. L~\:>ensjahr~s des Kindes 
. , 

ausgegangen werden kann. [n zu begründenden Einzelfällen (insbesondere bei Leistungsbezug, 

naqh dem'SGB VIII) kann auch darüber hinaus eine Erziehungsverantwortung vorliegeh. Für im ' 
, ~ 

, Haushalt lebende, behinderte Kinder kann die' Erziehungsverantwortung auch über das 18. Le-

bensjahr hinaus gegeben sein. 

Zur ergänzenden LJnterstLitzung einer einheitlichen Umsetzung der geänderten Begutachtungs~ 

Richtlinie Vorsorge und Rehabilitation haben der GKV-Spitzenverband, die Verbände der I';ran~ 

: kenkassen auf Bundesebene und der MDS UmsetzLingsempfehlungen erstellt. Die Umset~ , 

zungsempfehlun,gen wurden mit dem MGW und dem BDPK konsentiert und zeitgleich mit der 

geänderten Begutachtungs-Richtlinie Vorsorge und Rehabilitation zur Verfügung gestellt. Ins­

besondere wird 'auf die NotWEmdigkeit einer transparenten Darstellung und verständlichen Be­

gründung von sozialmedizinischen Empfehlungen,. auf Anford~rungen, die sich aus der Amts- \ 

ermittlungspflicht der Krarykenkassen ergeben und auf Anforderungen an dfe Transparenz und 

Nachvollziehbarkeit der Leistungsentscheidungen d,er Krankenl~asse hingewiesen. 

Der GKV-Spitz~mverband, das MGW und der BDPK haben am.7. Februar 2012 eine Gem~in­

'same Pressemitteilung zu der neuen Begutachtungs-Richtlinie und zu den Umsetzungsempfeh-
, , 

lungen veröffentlicht Darifi' W'li\uS'zümAusdl'ück georacht, aäs~,.aie Gespräche nach Aüffas~ 
sung aller BeterHgten Zll einem guten Ergebnis geführt haben, mit dem eine bedartsgerechte 
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Antragsbearbeitung und Versorgung von gesundheitlich beeinträchtigten Familien erreicht wer-
. '. -, 

den soll. 

Am sei ben Tag hat der GKV-Spitzenverband die Krank(:'lnka$sen mit einem Rundschreiben Ober 
. . 

, den Abschluss der Beratungen und die erfo'lgteri Änderungen informiert. Die Krankenkassen 

wurden a'ufgefordert, bei einschlägige~ Leisfungsanträgen ab s,ofort entsprechend.' der geänder­

ten Begutachtungs-Richtlinie Vorsorge und Rehabilitation sowie d.en Umsetzungsempfehlungen 

zu verfahren', Darüber hina'!..ls hqt der GKV-Spitzenverband ~Im R,Ockmeldung gebeten, sofern in 

der praktischen Umsetzung wElitere klärungsbedürftige'Aspekte'erkam1t werden: Auch der MPS" 
.' . . , 
hat für seinen Bereich die Geschäftsführer und die Leitenden Ärztinnen und Ärzte der Medizini-

schen Dienste über die geänderte Begutachtungs~Richtlinie sowie die Veröffentli9hung der Um­

setzungsempfehlungen unterrichtet und beide Dokumente allf seiner Hom~page veröffentlicht. 

Zudemwurden GutachterInnen und Gutachter aus allen Medizinischen Diensten in der Anwen­

,dung der neuen Begutachtungsvorgaben geschult. Des weitere~ ,w~rde von der Konferenz der 

Leitenden Ärztinnen und Ärzte der MDK-Gemeinsc!)aft am 14. Februar 2012 eit:1e verbesserte 

Dokumentation der Begutachtung von Anträgen aufMutter-Nater-Kind-Maßnahmen beschlos­

,sen. 

Die Beratungen zu den einheitlichen Vordrucken tur die Verordnung von medizinischen Vorsor­

geleistungen sowie über Inhalte ei~er Selbstaüskunft, di~'im Einzelfall ggf. bei der AntragsteHe­

rin oder dem Antragsteller' einzuholen ist, sind, hingeg'en noch nicht,abgeschlossen. 

,Im Hinblick auf die genannten Entschließungen ha,ben der GKV-Spitzenverband und der MDS 

dem Sfv:lG arn 21. März 201":2 den beigefOgten ausfOhrlichen Bericht Ober die 'getroffel'!en Maß-

nahmen zur Vereinheitlichung und Erhöhung der Transparenz der Verfahren der Kninkenkas-

sen und Medizinischen Dien~te der Krankenversicherung im Zusammenhang mit Anträgen auf 

Leistungen ~er medizinischen Vorsorge und Rehabili~ation für MüHer lind Väter (Be:richt Mutt,er­

Nater-Kind-Lei.stungen) übersandt. Dieser wird den zuständigen Ausschüssen im Deutsphen 
, . , 

Bundestag hiermit zur Kenntnis gegeben. 

V. Stellungnahme der Bundesr~gierung 
, . .' . 

Die Bund~sregierung hat wiederholt auf die Bedeutung derMutter-Nater~Kind·Maßnahmen als . . . . 
wichtige 'Bausteine der medizinischen Vorsorge und Rehabilitation für MOtter und Väter hinge~ 

wiesen Und den Deutschen Bundestag, insbesöndere den Ausschuss für Gesundheit, fortlau­

fend schriftlich und mündlich über das Leistungsgeschehen im Bereich der Mutter-Nater-Kind" 

Maßnahmen unte~richtet. 
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Zudem hat die Bundesregierung ~uch frOh deutlich gemacht, dass sie Anzeichen für Defizite in 

der BewiHigungspraxis sieht. Entsprechend ist die Bundesregierung wie dargelegt tätig gewor­

den .. 

Die Bundesregierung dankt den Akteuren für die in den, vergangenen Monaten auf d~n WefJ 

gebrachten Maßnahmen. 

I 

Die 13un.desreg"ierung wird die Umsetzung der dargestellten Maßnahmen und die damit.verbun-

denen' Ergebnisse aufmerksam beobachten,' Sie begrüßt vor diesem. Hi'ntergrund ausdrÜcklich, 
, . 

class der GKV-Spitzenverband und der MDS in dem Bericht ausdrücklich ihre Absicht unter-
. '. 

streichen, ~iE? praktische Umsetzung der Begutachtungs- u.nd Verwaltungsverfahren im Zu­

sammenhang mit Anträgen auf Leistungen zur medizinischen Vorsorge und Reh.abilitation für 

Mütter und Väter nach §§.24, 418GB V weiterhin zu begleiten und bei Hinweisen auf ungeklär-
, . 

te Umsetzungs-, Rechtsauslegungs- oder Verfahrensfragen zu deren Klärung beizutragen., 

Wichtig ist aus .Sicht der Bundesregierung zUde,rn, dass der konstruktive Dialog zwischen dem 

GKV-Spitzenverband und dem MGW und dem BDPK fortgesetzt wird. Daher begrüßt sie die 

Ankündigung des GKV-Spitzenver~andes, das MGW und den'I?DPK zu einem Austausch üper . 

die Erfahrungen mit den in diesem Bericht dargestellten Maßnahmen im 3. Quartal 2012 einzu­

laden. Die Bundesregierung wird sich von den Ergebnissen dieses Gesprächs berichten lassen, 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang auch darauf hin, dass die Arbeit noch 
. ~ -. 

nicht abgeschlossen ·ist. Die'Yereinheitlichung der Vordrucke. steht noch aus, Die Bundesregie-

rung geht davqn allS, dass s,ie über dflS' Ergebnis dieser ~eratungen zeitnah informiert wird. 

~obald dies der Fall ist, wird sie den Deutschen .Bundestag entsprechend unterrichten . 

. VI. Fazit: . 

Aus Sicht der Bundesregierung stellen die 'eingeleiteten Maßnahmen wichtige SC,",ritte zur Ver-' 

besserung der Bewilligungspraxis dar. Die Bundesregierung ~rwartet, dass die Anwendung der 
, . 

überarbeit~ten Begutachtungs-Richtlillie Vorsorge und Rehab,ilitation unter Zuhilfenahme der 

Umsetzungsempfehlungen die Entscheidungen der Krankenka$s~n über Anträge auf Mutter­

Nater-Kind-Maßnahm~n künftig besser unterstötzen und die Transparenz und Nachvollzieh­

barkeit der Entscheidungen der Krankenkassen spürbar erhöhen werden. 
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Anla~e zum Bericht der Bundesregierung vom 23: März 2012: 

Entwicldung des Leistungsgeschehens im Bereich Mutter .. Vater-Kind~ 

'lY!aßnahmen/Antrags- und Bewilligungsstatistik , 

in der folgenden' Tabelle 1 werden die Ergebnisse der Antrags- und B~wil!igungsstatistik zu 

Mutter~Nater-Klnd-Maßnahmen fOr das Jahr 2010 nach Leistungs- und Krankenkassenarten 

differenziel1 dargestellt. Bezüglich der Ergebn,isse für die Jahre 2008 und 2009 wird auf den 
, ' 

Bericht an den Gesundheitsausschuss vom 27. Oktober 2010 verwiesen: 

Bei der Interpretation der Daten sind folgende methodischen Anmerkungen zu beachten: Wer .. 
den unzureichende, fehlerhafte oder unvollständige Anträge geste!it, fGhrt dies zu einer Ableh­
nung .. Werden im Widerspru,chsverfahren dann ergänzende Atteste oder Belege vorgelegt, kann 
dies zu einer Bewilligung führen. Die Bewilligung einer Maßnahme ist jedoch nicht gleichbedeu­
tend mit ihrer Durchführung, denn es gibt auch Fälle, in denen die Versicherten anschließend· 
eine Maßnahme nicht antreten, Fälle, in denen den Versicherten eine andere als die beantragte 
Maßnahme genehmigt worden ist, werden statistisch als Ablehnung und Neuantrag erfasst 

Beim Vergleich der Zahl der Anträge und der Zahl der durchgeführten Maßnahmen ist zudem, 
zu berücksichtigen, dass der Antrag unter Umständen einem anderen·Zeitraum zugeordnet wird 
als: die D,urchfOhrung. Dies ist mit Blick auf dIe Statistik z.B. dann von Bedeutung,· wenn ein An~ 
trag im 4. Quartal eines Jahres gestellt wird, die Durchführung aber erst im 1. Quartal des 
Folgejahres erfolgt: DIe Gesamtzahl der in einem Jahr gestellten Anträge,entspricht daher nicht 
der Summe aus der Zahl der im selben Jahr durchgeführten Maßnahmen und der Z~hl c;ler ab-" 
gelehnten Anträge. 

Für die Jahre 2012ff. wurde die Methodik der statistischen Erfassung der Anträge und Bewilli­
gungen deutlich geändert, um Mängel in der Erfassung zu beseitigen. Ab dem Jahr'2012 wird 
daher die Zahl der "genehmigten" Fälle in FäHe IlLeistung nach Antrag" und Fälle "genehmigt 
mit anderer Leistung" erfasst. Damit wird die Beratung zu einer anderen Maßnahme nicht mehr 
als Ablehnung bewertet. Im f.all der Ablehnung werden die Fälle entweder als "ausmedizini­
sehen Grrmden" oder als "aus sonstigen Gründen" abgelehnt gezählt. Bei Ablehnungen aus 
"sonstigen Gründen" handelt es sich z.B. um Fälle, bei denen der Antragsteller wiederholt niclit 
zu einer Begutachtung angetreten ist. Unter trSonstige 'Erledigung" werden Fälle gezählt, die 
sich auf sonstige Weise, also nicht durch Bewilligung oder Ablehnung erledigen. Hier werden 
auch die nach § 148GB IX aÜßerhalb der GKV weitergeleiteten Rehabilitationsanträge erfasst. 

- 8-
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Tabelle 1:. 

Ergebnisse der.Antntgs- und BewilligungsstatistH\ bei Muttel'~Natel'-Kind-Maßnahmen 
2010. . 

._,,'-~-"----"-~, -" 0""""'_0"-': 
2010 BUND AOK BI<!, 'IKI< L1{1\ BI{N EAN 

Vater-Mutter-
Klndmaßnallmen 
Insgesamt Anträge Insgesamt 156.062 35.139 4U67 12.205 81,5 4.709 62.097 

Anträge abnefehnt 43.091 12,341 . 9.746 2.659 127 215 18.003 
Anträge genehmigt 102.104 22.427 27.977 7.807 649 3.676 39.568 
Anteil abgelehnter Anträge 29,68% 35,50% 25,84% 25,41% 16,37% 5,53% 31,27% 

. Anträge neu 148.575 34.281 39.049 11.209 794 4.475 58.767 
Anträge aus VorJahren .. 7.487 858 2.018 996 51 234 . 3.330 
Klagen insgesamt· 160 55 25 7 73 
Klagen rechtSkräftig abllolehnt ·84 35 2 4 43 
Klagen stetlqeqeben 76 20 '23 3 30 
Widersprüche insgesamt 13.475 3.146 3.849 1.329 54 224 4.873 
Widersprüche abgewiesen 5.888 1:482 .1.638 295 8 34 2.531 
Widersprüche stattgegeben 7.587 1.664 2.311 1.034 46 190 2.342 
Anteil stattgegebener 
WldersprOche 56,3% 52,9% 60,0% 77,8% 85,2% 84,8% 481% 

MedizInische Vorsorge 
durchgeführte Fälle 125.574 23.002 44.217 12.067 602 4.045 41.641 

fyr MUUer und Väter Anträge insgesamt 141.356 32.269 38.207 11.828 . 747 3.196 55.109 
Anträge abgelehnt , 39.286 11.578 8.932 2.515 114 160 15.967 
Anträne genehmIgt . 92.525 20.386 26.276 7.623 571 2.442 35.227 
Anteil abgelehnter Anträge' 29.80% 36,22% 2537% 24,81% 16,64% 6,16% 31,22% 
Anträge neu . 134.861 31.419 36.420 10.886 703 3.004 52.369 
Anträne aus Vorlahren 6.495 790 1.787 . 942 44 192 2.740 
Klagen Insgesamt 130 35 23 5 67 
Klagen rechtskräftig anQelehnt 60 .18 2 2 0 0 38 
Klanen staltgeQeben 70 17 21 3 0 0 '29 
Widersprüche Insgesamt 12.024 2.771 3.522 1.302 48 123 4.258 
Widersprüche abgeWiesen 5,282 1.299 1.394 284 8 19 2.278 
WidersprUche stattoeoeben 6.742 1.472 2.128 _ 1.018 40 104 1.980 
AnleilstaUgogebener' 

.. 
WidersprUche 513/1% . 53,1% 60.4% 78,2% 83,3% 84,6% 466% 

. durchgefOhrte Fälle 112.120 21.236 40.850 11.724 526 . 2.614 35.170 
MedizInische 
RehabIlitation für MOUer 
und Väter Anträge insgesamt 14.706 2.870 2.860 377 98 1.513 6.988 

AnträQe abQelehnt 3.805 763 814 144 13 55 2.016 
Anträge genehmigt 9.579 2.041 1.701 i84 78 1.234 . 4.341 
Antell abgelehrlter Anträlle 28,43% 27,21% .32.37% 4390% 14,29% 4,27% 31,71% 
Anträge neu 13,714 2.802 2.629 323 91 1.471 6.398 
Anträge aus Vorjahren 992 68 23j 54 7 42 590 
Klagen Insgesamt . 30 20 2 2 6 
KlaQen rechtskräftia anQelehnt . 24 17 0 2 0 0 5 
Klagen stattgegeben 6 3 2 o . 0 0 1 
Widersprüche Insgesamt 1.451 375 327 27 6 101 615 
Widersprüche abriewlesen .606 183 144 11 0 15 253 
Wldersprtlcho stattgegeben 845 192 183 16 6 86 362 
Anteil slaltgegebener 
WidersprUche 68,2% 61,2% 56,0% 69,3% 100,0% 85.1% 68,9% 
durchgeführte Fälle 13.454 1.766 3.367 343 76 1.431 6.471 . 

Quelle: I<G5 

Die Anzahl der Anträge für MuttrarMNater~Kind-Maßnahmenund dh3 BeWilligungspraxis' durch 

9ie Krankenkassen fallen kassendifferenziert betrachtet sehr heterogen aus, Die für diese Un­

terschiede ursächlichen Faktoren lassen sich mit der vorliegenden Antrags- und Bewilligungs-. . 

. statistik nicht erfassen, Als Grund dafür kommt jedoch 2.i3 .. die unterschiedliche Versicnerten-
struktur der Krankenkassen in Betracht, die sich 2.B. in unterschiedlichen "FamHienlastquotenH 

. . -. - . ~- --'-~ - -- -- -- - : . -" _.. . . 

-··oder·elnemltntersc-ilTedlichen"Ansprlrchsverhalten der Versicherten äuß~rn kann. Auc~"ist zu 



berüc~sichtigen, dass einzelne Krankenkassen durch eine qualifizierte Beratung im Vorfeld ei~ 

ner AntragsteIlung vermeiden, dass unbegrOndete oder unvollständige Anträge gestellt werden, 

oder darauf hin~irkenJ dass gleich die: "richtige" Maßnahme angestrebt wird. Im Jahr 2010 ha­

ben die Gesetzlichen Krankenkassen zusammen 30 % der gestellten Anträge von Mutter: 

Nater-Kind-Maßnahmen abgelehnt. Die geringsten Ablehnungen gab es mit 5,5 % von der 

Knappschaft-Sahn-See, die Setriebs~ und Innungskrankenkassen haben im Durchschnitt ein 

Viertel der Anträge abgelehnt, die großen Versorgerkassen erteihen im AO~-System mit 35,5 % 

und in den Ersatzkassen mit 31,~ o/~ die meisten Ableh~ungen .. 

Tabelle 2 berichtet ergänzend die Ergebnisse der Statistik KG5 zu den Ausgaben und Fallzah­

len der durchgeführten Mutter-Nater-Kind-Maßnahmen. Deutlich wird, dass in den Jahren 2007 

und 2008 sowohl die Zahl derdur~hgeführten M,aßnahmen als auch die entsprechenden Aus­

gaben der GKV zun?chst spürbar angestiegen sind. Ab dem Jahr 2009. waren hingegen sowohl 

Fallzahlen als.auch Ausgaben, rückläufig (Fallzahlen: Rückgang von 143.340 im Jahr 2008 auf 

.125.574 im Jahr 2010, also um rd. 12,4 %; Ausgaben: Rückgang von 337 Mio. Euro auf 287 . 

Mio, Euro, also Limrd:14,7 %).' 

Tabf,llle 2: 

Ausgaben, Fallzahlen und Ausgaben je Fall bei !VIutter4Vater·Kind.Maßnahmen der GKV 

Jahr GKV- Veränderung Zahl der Veränderung Ausgaben je Veränderung 
Ausgaben· zum Vorjahr durchgeführten zum Vorjahr durchgeführter zum Vorjahr 

Mutter- in% Maßnahmen . ln% Maßnahme (in in % 
Nater-Kind- Euro) 
Maßnahmen 

(in Mio. 
Euro) 

2006 .260,26 119.289 2.182 _. 
2007 303;66 16,67 131.009 9,82 2.318 6,24 
2008 336,91 10,95 143.340 9,41 2.350 1,40 
2009 

_ .. __ . __ .-:-... -
. 3:16,65 -6,01 132.754 -7,39· 2.385 1,48 

2010 287,46 -9,22 125.574 -5,41 2.289 -4,02 

Quelle:. KG 5, KJ 1 
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Bericht vom 200 März 20.12 

über die getroffenen M~ßnahmen -zur Vereinheitlichung und Erhöhung der 

'Transparenz der Verfahren der Krankenkassen.und Medizinischen Dienste 

. der Krankenversicherung im Zusammenhang mit Anträgen auf Leistungen 

der medizinischen Vorsorge und Rehi:tbiHtation für Mütter und Väter 

(Bericht M lltter-/Vater-Ki nd-.Leistu ng en) 



Hinterg,rund 

Versicherte haben Anspru~'h auf aus medizinischen Gründen erforder­
liche Vorsorgeleistungen In einer Einrichtung des Müttergenesungs­
werks oder einer gleichartigen Einrichtung, wenn diese erforderlich 
sind, u.a. um' eine Schwächung der Gesundheft, die in absehbarer Zeit 
vorau'ssichtlich zu ein~r Krankheit führen würde, zu beseitigen. Die 
Leistung .kann in Form einer Mutter- bzw. Vater-Kind-Maßnahme er­
bracht werden (vgL § 24 in Verbindung mit §'23 Abs. 15GB V). Versi­
cherte haben darüber hinaus b,ei Vorliegen einer RehabilitationsIndi­
kation (Vorliegen von Rehabilitationsbedürftigkeit, ,-fähigkeitj realisti­
scher und alltags relevanter Rehabilitationsziele 'sowie einer positiven, 
Rehabilitatio~sprognose) Anspruch auf Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation- in einer Einrichtu"ng des Müttergenesungswerkes oder 
einer gleichartigen Einrichtung, Die Leistung kann in Form, einer Mut-

" ' 

t~r- bzw. Vater-Kind-Maßnahme erbracht werden (vgl. § 41 in Ver-
bindung ,mit § '27 A~s. 1 SGB V) .. Die medizinischen '[ndikationskrite­
rien für VOTsorge- und Rehabilitations[eistungen für Mütter und Vater 
sind in der "Begutachtungs-Richtlinie Vorsorg'e und Rehabilitation", 

,die der GKV-Spitzenverband l zur SiChersteilung 'einer einheitlichen 
Begutachtung durch die Meqizinischen Dienste der Krankenversiche­
rung (nachfolgend: Medizinische Dienste) beschließt, konkretisiert. . , 

Im Auftrag des Haushaltsausschusses. des Deut's'chen Bundestages hat 
der Bundesrechnungshof die Verwaltungs- und Begutachtungs praxis 
der Krankenkassen .und Medizinischen' Dienste im Zusammenhang' mit 
Anträgen auf Leistungen der medizinischen Vorsorge für'Mütter und 
Väter, nach § 24 '5GB V gep~üft und' dem Haushaltsausschuss am 
7.Junl 2011 seinen Prüfbericht vorgelegt (s. Anlage'.l). In seiner Mit­
teilung 'an das Bun'desministe'rlum für Gesundheit und den GKV-
Spitzenve.rband über die Prüfung' von 'Mutter-/Vater-Kind-', 
Maßnahmen nach §§ 23, 24 SGB V vom 23., März 2011 (Basis des 
Prüfberichtes) hatte der Bundesrechnungshof ausgeführt, dass örtli-

!)er-'GKV.:SpltzeIWefBänd israerSrJitzenveroancrBühö-öefKranKenKaSS-en' iüich 
§ 217a SGn V 
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. ehe Erhebungen von September bis November 2010 beim Bundesmi­
nisterium für Gesundheit, beim Bundesversi~herungsamtJ beim GKV­
Spitzenverband, bei einem· Medizinischen Dienst der Gesetzlichen 
Krankenversicherung sowie bei fünf Krankenkassen Grunalage seiner 
~e~tstellungen waren. Von vier weiteren Krankenkassen seien Unterla­
gen 'erbeten ·wqrden, de~en Auswertung in die Prüfung einbezogen 
wurd~. Mit Schreiben vom 14. Juni 2Ql1 an das?·Bundesminister,illm für 
Gesundheit hat der Bundesrechnungshof 'zur Prüfung 'des Medizini­
schen Dienstes 'der, Krankenversicherung ergänzend klargestellt, .dass 
seine Festsrellungen auf oer Durchsicht "d~r Verfahren:;akten,bundes-: 

, " 

unmittelbarer und landesunm,ittelbarer Krankenkassen zu Mutter-. , 

/Vater:""Kind-Maßnahmen für Ver,slcherte aus allen Ländern" beruhen. 
Lediglich zur Abrundung seiner Erkenntnisse aus d~n örtlichen Erhe­
bungen bei den Krankenkassen sei mit einem Medizinischen Dienst 
ein Informationsgesp,räch geführt worden .. Auch dieser Medizinische 
Dienst sei nicht geprüft worden (5. Anlage 2). 

,Auf d~r Gru~dlage seiner Erhebungen bemängelt der Bundesrech­
nungshof in seinem ,Prüfbericht insbesondere 

('I die fehle~de Transparenz d~r Verwaltungspraxis der Kranken-. 
kassen bei der Bewilligung und Ablehnung der Anträge von 
,Mutter-/Vater-Kind-~eistungen sowie die fehlende Beachtu'ng 
der Grundsätze der Gleichbehandlung un~ Amtsermittl(lng/ 

o di.e Praxis von Krankenkassen, entsprechende Leistungen mit 
Ve.rweis aufamblilante Leistungen abzulehnen und einige Ver­
waltungsrechtsgrundsätze' in Widerspruchsverfahr.el1. nicht zu, 

, befolgen, . , 

o . zu grOße Spielräume für die Bewertung von medizinischen Indi­
kationen und Kontextfaktoren in der Begutachtungs-Richtlinie 
Vo'rsorge und Rehabili~ation sowie nicht hinreichende Begrün­
dungen der Ergebnisse der Begutachtungen. 

Der GKV-Spitzenverband hat mit Schreiben, vom 9, Mai 2011 auf der 

_GX!:!Dc:lla_g~e_~c!~r. __ ~~g~_. MlttejJl:m9_ ßt:tß.lJ.nQ~_~mchnung~,hofe.s.. _vom c _ 

23. März 2011 gegenüber dem Bundesrechnungshof Stellung ge-

3 



nommen (s. Anlage 3). Ergänzend wurde gemeinsam mit dem Medizi": 

nischen Dienst des' Spitz~nve.rbandes Bund der I<r~nkenkassen e.V. 
(MDS) das Bundesministerium ,für Gesundheit 'mit Schreiben vom 

. . 
18. Mai 2011 über die beabsichtigten Maßnahmen zur Vereinheitli-. , 

c~ung und Erhöhung der Transparenz bei der Antragsbearbeitung in­

formiert (s. Anlage 4). 

Mit Schreiben vom 1 . .juli 2011, ha~ der Bundesminister fü'r Gesundheit 
u.a. gegenüber dem GKV-Spitzenverband und dern MDS' die Notwen­

d!gkeit einer Überprüfung der Antrags- und Bewilligungsverfahren im 
Z~sammenh'ang mit Anträgen auf medizinische Vorsorge:- und Reha­

bilitationsleistungen für Müt~er und Väter unterstrichen und insbe­

sondere. zum Ausdruck gebracht, dass 

() er die von Seiten des GI(V-Spjtieriverbande~ und d.es 'MDSin Aus­

sicht gestellte Überarbeitung der Begutachtungs-:Richtlinie Vorsor­
ge und Rehabilitation, die Prüfung einer weiteren Vereinheitlichung 
der Atitragsvordrucke sowie die UnterstüFzung der ßegutachtungs­

und Leistungspraxis durch ergänzende Arbeitshilfeh :'für richtfge 
und wtchtige Schritte hält, um die' Bewilligu,ngspraxis der Kranken­
kassen konstruktiv zu verbessern, . 

I) er es für wichtig hält" dass bei die~en Beratungen die Fachverbände 
wie das Müttergenesungswerk. und der' Bundesverband Deutscher 

Privatkliniken e.V. sowie geeignete Forschungsverbände laufend 
. einbezogen werden , 

o es ihm zwingend erscheint; dass die Krankenkassen konkrete Ar­

beftshilfen erhalten, wie der Gr~nds,atz anzuwenden Ist, dass eine 
Mutter-/Vater-Kind-Maßnahme nicht voraussetzt,' dass aml;'ulante 
Mar~t1ahinen ausgeschöpft wurden, . 

0, er es für erforderlich hält, dass die Entscheidungen der Kranken­

kassen' tran~parent,. mltaussage'kräftigen und nachvollziehbaren 
Begründungen getroffen werden, 

·0 'die-Erkenntnisse ~An!ass"füFeinen Hiffweisgel5eTi;"dass-Bescrferae' . , 

der Krankenkassen mit einer Rechtsbehelfsbelehi'ung zu versehen 
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- 'sind und Krankenkassen nicht- den' Eindruck vermitteln dürfen, 
, ' 

'dass ein Widerspruchsyerfahren' ohne Widerspruchsbegründung 

oder Äuße,~l:lng des Versicherten nicht fortgeführt oder eingestellt 
wUrde (s, Anlage 5). 

Mit Rundschreiben vom 5. Juli 2011 (5, Anlage 6) hat der' GKV­
Spitzenverband die Krankenkassen üb-er d'as Schre!ben des Bundesmi-

, nisters für Gesu!1'dheit informiert und' auf ,die Notwendigkeit der Ein­

haltung der Verfahrensgrundsätze in Widerspruchsve'rfahren hinge­
wiesen. Ebenfalls am 5. Jull 2011 hat der MDS 'die Geschäftsführer und 
die Leitenden Ärztinnen und Ärzte der Medizinischen Dienste über 
,das Schreiben des Bundesministers informiert,(s. Anlage 7). 

, Der Ausschuss' für Gesundheit des Deutschen Bundestages hat den 
"". .. 

GKV-Spitzeiwerbanq und den MDS mit Entschließung vom 6. Juli 2011' 
(s. Entschließungsantrag, Anlage 8) aufgefordert, 

1. zeitnah, spätestens bis Ende 2011,' die, Entscheidungsgrundla­
gen für die gesetzlichen' Krankenkassen im Hinblick auf ein 
transparentes Bewilligungsverfahren bei Mutter-/Vater-Klnd­
Maßnahmen im' Sinne nachvollziehbarer und belastbarer Ent-' 

, scheidungen grundlegend zu verbessern und dabei insbeson-
, , 

dere 
2. die IIBegutachtungs,...Richtlinie Vorsorge und Rehabilitation" zu 

überarbeiten,,' die Antragsvordr~cke z,u verbessern und zu ver...: 
efnheitllchen sowie die Begutachtungs- und Leistungspraxis 
durch ergänzende Arbeitshilfen ,zu unterstützen, 

3. bei den Beratungen und Arbeitenhferzu die Fachverbände wie 
das Müttergenesungswerk und den 'Bundesverband Deutscher 

Privatkliniken sowie geeignete Forschungsverbände laufend und 
eng mit einzubeziehen j 

4,' verständliche Arbeitshilfen zum Grundsatz, zu erstellen, dass 

eine'-Mutter-"""-/Vater=Kind~Maßnahme" nicht-voraussetztl ,.dass 

zuvor ambul~nte Maßnahmen ausgeschöpft wurden, 

5 



5. dafür Sorge zu. tragen, dass die E'ntscheidüngen der:' Kranken­
kassen transparent, mit aussagekräftigen und nachvollziehba­

ren Begründ.ungen getroffel1 werden. Soweit Gutachten des 'Me­
dizi nischen Di~nstes der KrankenversJcheru ng angefertigt v~er­
d~n, sollen sie .diesenAnforderungen entsprechen. Die Üb'erar­
beitung der Beguta<;:htungs-Richtlinie, einheitlich~ Antragsv6r­
drucke so~je ergänzende Arbeitshilfen solle.n hierzu Unterstüt­
zung leisten. Der Untersuch'ungsgrundsatz verpflichtet die 
Krankenkassen zu einer individuellen n'achvollziehbaren Ausei-

~ '. . . 
nandersetzung mit jedem Einzelfall, . 

6. dass die Krankenkassen sicherstellen, dass' Bescheide' mit einer 

Rechtsbehelfsbe!ehrung versehen werden. Außerdem dürfen 
Krankenkassen nicht den Eindruck vermittein, dass ei.n Wider"': 
spruchsverfahren ohne WiderspruchsbegrOildung oder ÄlIße-. , 

n-!ng derVer?icherten nicht fortgeführt oder eingestellt würde, 
7. 'dem ~usschuss für Gesundheit des .Deutschen Bundestages 

über das Bundesf!1inisterium für Ge.:undheit bis zum 31, März 
2012 einen schriftli~hen ~ericht über die getroffenen -Maßnah:­
men zu ubermitteln. 

Vor diesem Hintergrund berichten der CKV-Spitzenverband, und der 
MDS über die entsprechenden Maßnahmen. 
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A. Beratungsgang , 

1. Arbeitsgrl,lppe des GKV-Spitzenverbandes unter Beteiligung der 
Verbände der Kra'nkenkassen auf Bundesebene, des MDS und der 
Sozialmedizinischen . Expertengruppe Lei$tungsbeurtei­
lung/Teilhabe (SEG 1) 

Vor dem Hinter'grund der dem GKV-'Spitzenverband zur St.ellungnah­
me zugeleiteten P,rüfmitteilung de? Bundesrechnungshofes, vom 
23. März 2011 (s. Hin'tergrund) wurde in der Besprechung der Ver­
bände der Krankenkassen auf Bunde'sebene und qes GKV-, 
Spitzenverbarides zum Bereich Rehabilitation am 13. April 2011 eine 
gemeinsame Arbeitsgruppe mit, den Verbänden ~er Kr~nkenkassen 
auf Bundesebene und Vertretern des MDS/der SEG 1 eingerichtet. Die­
se Arbeitsgruppe hat - jeweils in ROckkoppelung mit den 'Krankenkas­
seil und Medizlnisch~n Diensten - Vorschläge für notvyendige ~onkre:.... 
tisierungen in der Begutachtungs-Richtlinie Vorsorge und Rehabilita­
tion sowie Eckpunkte für ergänzende Arbeitshilfen'erstellt. Unt~r Fe­
derführung 'des' GKV-Spitzenverbandes, war die Arbeitsgruppe an dem 
gesamten Beratungs- und Abstimmungsprozess mit dem Müttergene­
s,ungswerk und dem Bundesver~and Deutscher Privatkliniken e,V. be­
teiligt. 

2. Einbeziehung des Müttergenesungswerkes und des Bundesver­
bandes Deutscher Privatkliniken e.V. 

Der GKV-Spltzenverband hat mit dem Müttergenesungswerk .bereits 
am 20. Juni 2011. - anknüpfend an ein gemeinsam'e's Gespräch mit 
Herrn Gesundheitsminister Bahr am 2. Mai 2011 - einen ersten Aus­
tausch über die jeweiligen Vorstelfungen zu notwendigen Änderungen 
der ßegutachtungs-Richtlinie Vorsorge und Rehabilitation geftihrt. Mit 
Schreiben vom 4, Jul! 2011 hat der G'KV':"Spitzenverband sowohl das 
Müttergenesungswerk 'als auch den Bundesverband Deutscher Privat-

~K1hlrken ~e.V, ~ über-dre-AbsichCin~formierCnotweridige KlarstelTu'nge'n .,. 
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und Änderungen in der Begutachtungs-Richtlinie Vorsorg~ "und Rel1a­
bilit~tion' vorzunehmen l ergä~zende Arb,eitshilfen zu ersteHen sowie 
,die Vereinheitlichung von Antragsvordrucken zu prüfen. Heide Orga­
nisationEm wurden gebeten, konkrete Änderungsvorschläge insbeson­
dere ,zu der Begutachtungs-Richtlinie' Vo~sorge' und Rehabilitation 
einzubringen. Darüber hinaus wurde heiden Organisationen in Aus­
s'icht gestellt, über Fachg'espräche an der Entwick,lung d'er notwetldi­
gen Papiere beteiligt zu werden, sobald die internen Beratungen' auf 
Seiten der GKV und der MDK-Gemeinschaft einen ausreichend kon­
kreten Beratungsstand erreicht haben. 

Der, Bundesverband Deutscher Privatkliniken e.V. hat dem GKV-
, , 

Spitzenverband am 12. September 2011 ,seinen entsprechenden Ätl-

derungsbedarf übermittelt. Von Seiten des Müttergene'sungswerl~es' 
wurden am 20. Oktober 2011' entsprechende Vorschläge eingebracht. 
Daraufhin wurden in dem Zeitraum vom 4. November 2011 bis zum 
17. Janl;lar 2012 in insgesamt ,fünf Fachgesprächen zv:'ischen dem 
Müttergenesungswerk, dem Bundesverband Deutscher Privatkliniken 
e.V., der Verbände der Krankenkassen auf Bundesebene, dem MDS, 
der ,SEG 1 und dem GKV-Spitzenverband notwendige Kiarstellungen 
und Konkretisierungen in der Begutachtlmgs-Richtlihie Vorsorge und 
Rehabilitation ·sowie Inhalte von Umsetzungsempfehlungen fur die 
Medizinischen Dienste und Krankenkassen beraten. An ,z~ei Fachge­
sprächen war das Bundesministerium für G~sundheit beteiligt: Zudem 
wurde dem Bundesmlnisteriu'm für Gesundheit - auf Einladung der' . . '. 
Parlamentarischen Staatssektetärin' Ulrike Flach - in einem Gespräc!1 . 
am 1l. November 2011 von Seiten des Müttergenesungswerkes, des 
Bundesverbandes Deutscher Privatkliniken . e.V., des MDS und des 
GKV-Spitzenve-rbandes über den Stand der Beratungen berichtet., 

Aufgrund der vorrangigen Zielset~ung,. möglichst in allen Punkten 
Einverrieh men unter 'allen B~teiligten zu, erzielen, wurde die erbetene 
Fertigstellung der Papiere bis zum 31. Dezember 2011 nicht' vollstän·­
dig erreicht. Allerdings konnten auf dieser Basis die Beratungen zu 
d.en Änderungen in der B~gutachtungs-Richtlinie Vorsorge und Reha-

·bilitation ~ sowiezlt Umsetzungsempfeh!ungen für -die' Medizinisc~en 
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Dienste und Krankenkass'en Im Januar 2012 mit einvernehmlichen Lö-
, , 

sungen beendet werden. 

Die Beratungen über einheitliche Vordrucke für die Verordnung, von 
medizinischen Vorsorgeleistungen für Mütter ,und Väter nach § 24 
5GB V sowie üb~r Inhalte einer Selbstauskunft, die im Einzelfall ggf.· 

. bei dem/der Antragsteller/fn einzuholen ist, wurden parallel geführt. 
Sie sind 'jedoch aufgrund der bis zum Ende' der Fachgespräche offen,en 
Detailfragen, die sich auf d!e Formulare auswirken, noch nicht abge-· 
schlossen (s. Abschnitt B:, Ziffer 3.). Auch insowejt erfolgt weiterhin 
die Einbindung des ,Müttergenesungswerkes und des Bundesverban­
des . Deutscher Privatkliniken e.V., die dem GKV-Spitzenverband mit 
Schreiben vom 8. Februar 2012 bzw." E-Mail-Nachricht vom 
23: Februar 2012 ihre diesbezüglichen Vorschläge unterbreitet h~ben. 

3. Einbeziehung des Fors~hungsverbundes Familiengesundheit der 
Medizinischen Hochschule Hannover 

, Am 7. Dezember 2011 fand ein Fachgespräch zwi.schen MDS I. SEC;; 1 
und dem Forschungsverbund Familiengesundheit der Medizinischen 
Hochschule Hannover statt, um bei den vorgesehen.en Richtlinienän'­
derungen im Bereich der Kontextfaktoren elen akt.uellen· Stand der 
Forschung berücksichtigen zu können" Der Forschungsve'rbund Fami­
liengesundheit der MHH ist die in Deutschland führende Forschungs­
einrichtung auf dem Gebiet der Mutter-/Vater-Kind-Leistungen und 
war auch bereits zuvor bei der Ausgestaltung d'er Begutachtungs­
f3.ichtli~ie Vorsorge und Rehabilitation beratend eingebunden. 

, . 
Die Bewertung allgemeiner und' mütter-jväterspezifischer I<ontextfak-
toren' spielt ,bel der Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen eine be­
deutende Rolle. Ziel' des Gespräch~s war es daher, die V,orliegenden 
Änelerungsentwlirfe mit den aktuenen wissenschaftlichen Erkenntnis­
sen zu diesem Bereich abzugleichen. 
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, ' 

Die unter Ziffer 3.5 der überarbeiteten Begutachtung~-Richtlinie auf-
geführten Kriterien und Kontextfaktoren, wie die Festlegung einer 
grundsätzlichen Altersgrenze für eine ak~uelle Erziehungsverantwor­
tung, die beispielhafte Liste von gehäuft bei. Eltern auftretenden Gt:­
sundheitsstörunge,t1, die beis'pielhafte Liste von negativ wirkenden 
Kontextfciktoren, sowie der neue Begutachtungsalgorithmus für Mut­
ter-/Vater-Kirid-Leistungen . konnten dabei aus wiss~nschaftlicher 
Sicht bestätigt werden. 

Nach Berechnung des Forschungsverbundes kann davqn ausgegangen 
werden, dass 93,5 Prozent der aktuell, in den Einrichtungen versorgten 
Mütter und Väter explizit mit diesen Kriterien abgeb.ildet sind. Da es 
sich bei ·den genannten Kriterien nur um eine beispielhafte Aufzäh­
lung handelt, kann in der Realitai letztendli~~ von einer vollstä~digen 
Erfassung, des maßgeblichen Personenkreises in der Begutachtung 
ausgegangen werden. 

Qie Ergebnisse des Fachgesprächs wurden' in einer abgestimmten Pro­
tokollnotiz vom 19. Dezember 2011 ,zusammengefasst (s. Anlage 9). .. .. 

B. Änderungen in den Entscheidungsgrundlagen . 

1. Begutachtungs-Richtlinie Vorsorge und Rehabilitation 

Der GKV-Spitzenverband erlässt nach § ,282 Abs. 2 Satz 3 SGB V u.a. 
Richtlinien zur SIchersteilung einer einheitlichen' Begutachtung durch 
dfe Medizinischen Dienste. Diese Richtlinien sind sowohl für die Medi-

, , ' 

zinischen Dienste' als auch .die Krankenkassen 'verbindlich. Für den 
Bereith der. medizinischEm Vorsorge- und Reha,bilitationsleistungen -
einschließlich der Leistungen der meqizinischen Vorsorge und Reha­
bilitation für Mütter und Väter':- definiert die Begutachtungs-Richtl.inie 
Vorsorge und, Rehabilitation die medizinischen Indikationskriterien . 

. Zum' Zeitpunkt der Erhebungen' des Bundesrechnungshofes. galt die 
Begutachtungs-Richtlinie Vor~orge und Rehabilitation, ,die das s'einer-
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zeitige Beschlussgremium nach § 2135GB V alp 28. Oktober 2005 
beschlossen hatte. 

, , 

Nach den unter: ,Abschnitt A. Ziffer 2, dargestellten ,Beratungen' mit 
dem Müttergenesungswerk Ulld dem Bundesverband Deutscher Pri­
'vatkliniken e.V. sowie 'der unter Abschnitt A. Ziffer 3. dargestellten 
'Abstimm,ung ,mit dem Forschungsverbund FamiHengesundheit der 
Medizinischen Ho~hschu!e Hannover hat der GKV-Spitzenverband die 
ksmsentierten Änderungen der Begutachtungs-Richtlinie Vorsorge und,' 
Rehabilitation am 6. Februar· 2012 beschlossen (s. Anlage 10). Die 
Änderungen betreffen insbesondere 'die Abschnitte 1.3, 1.4.3, 3.5 1 

3.5.1 sowie 4.5 der Begutachtungs-Richtlinie und beinhalten folgend~ 
Aspekte: 

(I, KlarsteIlung, dass, medizinische 'Vorsorge- und Rehabllitations­
, leistungen nach §§ 24, 41 SGB V als' komplexe Leistungen nur 

stationär erbracht werden können', Der Grundsatz IJambulan~ vor 
stationär" gilt expli~it nicht 

o Ergänzung und konkretisierung der Ausführungen zur Bedeutung , 
umwelh und person bezogener b!w .. mütter-jväterspezifischer 
!<ontextfaktoren für die sozialt1}edizlnische Begutachtung und die 
Leistungsentscheidungen der Krankenkasse,n. Danach ist der Gut-

, . 

achter aufgefordert, in einer Gesamtbetrachtung einzelfallbezo:-, 
gen zu beurteilen, ob die im Antragsverfahren erkennbaren Kon-

'. , > 

textfaktoren (allgemeine und mütter-!väterspezifische) im Zu-
sam'menhang mit der Erziehungsverantwortung zu einer mütter­
Iväterspeziflschen Problemkonstellation führen, die das, Gesund­
heitsproblem bedingt, ,unterhält oder verstärkt und eine Vorsor­
ge-' oder Reh~bilitationsleistung ,in einer Mütter-/Väter-', bzw. 
Mutter-/Vater~Kind-Ei nrichtu hg, erfordert. 

o Veranschaulichung der Begutachtungsabläufe durch Darstellung 
von Algorithmen. 

o Konkretisierung 'und Erweiterung der Anspruch,svoraussetzung 
des Vo.rliegen's einer aktuellen Erzj(~hungsverantwortung. In dle-

, , , 

sem Kontext wurde, insbesondere ergänzt, dass auch die Erzi'e-
hü~n'g und Betreullng von 'Rll1d'ern In ;,fiaidiworkfamiTlen'i'elniuhe-
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ziehen ist. Des weiteren wurde klargestellt, gass von einer aktuel­
len Erziehungsverantwortung grundsät~lic;h bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres des Kindes ,ausgegal1gen werden karin. In zu 
begründenden Einzelfällen ,(insbesondere bei Leistungsbezug 
nach dem SGB VIII) kann auch darüber hinal,ls eine Erziehungsver-o 
antwortung vorliegen. Für Im Haushalt'lebende, behinderte Kinder 
kann ,die Erziehungsverantwortung auch über,das 1'8. Lebensjahr 
hinaus gegeben sein. 

o KlarsteIlung, dass die Rentenversicherungsträg,er keine Mutter­
/Vater-Kind-Leistungen: erbri ngen. 

, 2: Umsetzungsempfehlungen des GKV-Spitzenverbandes, der Ver-, 
, bände der Kratlkenkassen auf Bundesebene wid des MDS 

Zur ergänzenden Unterstützung einer ei,nl:leitlichen Rechtsauslegung 
und einheitliche,n 'Umsetzung der 'geänderten Begutachtungs­
Richtlinie Vorsorge und Rehabilitation sowie mit dem Ziel, die Trans .... 
parenz über die ßegutachtungs-, Entscheidungs- und Verwaltungs­
verfahren auf Seiten der. Medizinischen Dienste und der Krankenkas­
sen zu erhöhen, haben der. GKV-Spitzenverband, 'die Verbände der 
Rrankenkas,sen auf Bundesebene ,und der MDS Umsetzungsempfeh­
lungen im ,Zus'ammenhang mit Anträg'en auf Leistunge~l zur medizini­
schen Vorsorge und Rehabilitation für Mütter und~ Väter nach, §§ 24, 
41 SGB \! erstellt (s. Anlage 11). Diese Umsetzungsempfehlungen 
wurden mit dem' Müttergenesungswerk uhd dem Bundesverband 
Deutscher Privatkliniken e.V. konsentiert und zeitgleich mit der geäh­
delten Begutachtungs-Richtlinie Vorsorge und Rehabilitation ZU,r Ver­
fügung gestellt. Neben allgemeinen Ausführungen zum Antragsver­
fahren und Verfahren der Anspruchsprüfung sowie ergänzenden Hin­
weisen zu den erfolgten Änderungen in der Begutachtung's-Richtlinie, ' 
dh~ in Gänze nochmals dargestellt werden, enthalten die Umsetzungs­
empfehlungen 'insbesondere zu folgenden Aspekten grundlegende 
Ausführung~n:, 
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o Beschreibung der Charakteristik m~dizinischer .vorsorge:... und 
Rehabilitationsleistungen für Mütter und Väter nach §§ 24, 41, 
SGB V als Hintergrund der Beurteilung, ob ein' solch spezifischer 
Bedarf gegeben ist. 

o 'Notwendigkeit ein~r transparenten Darstellung ,und versfändli-
ehen,Begründung von sozialmedizinischen Empfe'hlungen. 

o Anforderungen, die sich aus der Amtsermittlunqspflicht der 
Krankenkassen 'ergeben. ' 

,0 ~eacht~ng des ~Ieichbehandlungsgrundsatzes. 
o Bedeutung der Wunsch- und Wahlrechte'der Versicnenen. 

, , ' 

o Anforderungen· an die Transparenz und Naehvollziehbarkeit der 
Leistungsentscheidungen der Krankenkasse .. 

'0, Zu beachtende Grundsätze im Widerspruchsverfahre,n. 
o Recht auf Akteneinsicht. ' 
o Voraussetzungen für die Weiterleitung von Anträgen an den zu­

ständigen Träger. 

Da die Beratungen über einheitliche Vordrucke' noch nicht abge­
schlossen sfnd (s. Ausführungen im nachfolgend~n Abschnitt), wurden 
diesbezügliche Hinwejse in den Umsetzungsempfehlungen als vorläu­
fig geket)nzeichnet. 

3. Vordrucke im Zusamm'enhang mit der Verordnung bzw. Beantra­
gung von medizinischen Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen . ~ . 
nach §§ 24, 41 .sGB V' 

Wie bereits itr Abschnitt A. Ziffer 2 dargestellt, konnten die Beratun­
gen 'über einheitliche Vordrucke für die Verordnung von medizini-, 
sehen Vorsorgeleistungen für Mütter und Väter nach § 24 SGB V sowie 
über InhCl:lte einer Selbstauskunft J die im Einzelfall ggf.' bei dem/der 
Antragsteller/in einzuholen ist j noch nicht abgeschlossen werden. 
Hierzu'ergibt sich der nachfOlgend skizzierte aktuelle Sachstand .. 

y~,~ 9ie~ ,,-e~~~~~u_n~ Y9.~J!!e,9[~,j,n.i.?~.he,n ~eb~~il!t~t!~n_s.I~is~~n.st~ll fL}r_ ., 
Mütter und Väter nach § 41 SGB V gelten die durch die Rehabilitati-· 
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ons-Richt!inie .. des Gemeinsamen Bundesausschusses festgelegten 
Regelungen lind die zwischen den ·Pa'rtnern der Bundesmantelverträge· 
verei~barten ,VerordnungsvordrllCke. Für clle Verordnung von medizi-:-._ 
nischen Vorsorgeleistungen für Mütter und 'Väter nach § 24 SGB V 
sind bisher bundesweit einheitliche Vordrucke nicht vereinbart. Die 
Verordnungen erfolgen überwiegend auf krankenkassenspezifischen . 
'An~rags-/Verordnungsvor~rucken. Der GI<V-Spitzenverband beab-
sichtigt, mit der.l<assenärztlichen BUndesvereinigung,auch für medi­
zinische· Vorsorgeleistungen nach §. 24 SG·B V einheitliche Verord- . 
nungsvordrucke zu vereinbaren (Verbrdnu~g sowie Attest Kind, das 
bei Behandl~tngsb~dürffigkejt eines mitaufzunehmenden Kindes aus"? 
gefüllt werden soll), Ein erste-s diesbezügliches Beratungsgespräch . mit 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung fand am 5. März 2012 statt. 
Die Kassenärztliche Bundesvereinigung ha~ angekündigt, nach nun­
mehr zunächst erforderlichen internen Beratungen einen ·Vorschlag. 
vorzulegen, der die Beratungen über Vordrucke zur Verordnung, Vo.n . 
medizinischen Vorsorgeleistungen nach § 24 SGB V mit :dem A.nliegen 
der K?s~enärztlichen Bundesv~reinigung verknüpft, im Verfahren der 
Verordnung medizinischer Rehabilitationsleistungen' - :über die Ver­
ordnung von Leistungen zurmedizinjschen Rehabilitation von Müttern 
und Vätern nach § 41 SGB V hinaus - Änderungen vorzunehmen. Die 
Kassenärztliche BL!ndesvereinigung hat angekündigt, ihre Vorschläge 
bis zur For~set~ung der Beratungen Anfang Mai 2012 vorzulegen. 

Di.e fachlichen Beratungen über Inhalte. einer Selbstauskunft, die im 
Einzelfall ggf. bei dem/der Antragsteller/in 'einzuholen ist, sind weit­

. -gehend abgeschlossen. Im weiteren Verfahren ist' eine datenschutz-. . 
rechtliche Prüfung ~epl.ant, dIe ·unter Einbindung des Bundesministe-· 
-riums für Gesundheit und des Bundesbeauftragten für den Daten­
schutz·und die Informationsfreiheit erfolgen soll. Die Notwendigkeit, 
über eine Se!bstauskunft in Einzelfällen ggf. Inf6rm.ationen, bei 
dem/der Antragsteller/in einzuholen, wird in der praktischen Umset­
zung von den Inhalten der ärztlichen Verordnung mitbestimmt. Von 
daher· soll die datenschutzrechtliche Prüfung der Selbstauskunft und . . -

deren Einsatz zurückgestellt werden, bis die Inhalte der Verordnungs-
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vordrucke abschließend festgelegt und auch diese einer datenschutz-. " -

rechtlichen PrU,fung' unterzogen sind. 

C" Umsetzung in die' Praxis 

Die geänderte' Begutachtungs-Richtlinie Vorsorge und Rehabilitation 
sowie die Umsetzurigsempfehlungen wurden am 7. Februar 2012 mit 
eine!: gemeins,amen Presseerklärung des GKV:"Spit~enverbandes, des 
Müttergenesungswerkes und des Bundesverbandes Deutscher Privat­
kliniken e.V. veröffentlicht (s. Anlage 12). Beide Papiere sind auf der 

Homepage des GKV-Spitzenverbandes abrufbar. 

'1.' Umsetzung bei den Kranke,rika?sen 

, Der GKV-Spitzenverbanc( hat die Krankenkassen mit Rundschreiben 
, .' 

vom,7. Februar 2012 über den Abschl~ss der Beratungen und die er-' 
folgten Änder,ungen informiert und,' aufgefordert, bei einschlägigen 
Leistungsantragen ab sofort entsprechend der geänderten Begutach­
tungs~Richtnnie Vorsorge und Rehabilitatioq sowie ,den Umsetzungs­
empfehlungen zu verfahren. Darüber hinaus hat er um Rückmeldung 
gebeten, sofern in der praktischen Umsetzung weitere '!<lärüngsbe-

, dü~ft,ige Aspekte erkannt werden (s. Anlage i 3). 

Die BerückSichtigung ~er Richtlinienänderungen und, U!11setzungs­
empfehlungen in den Verfahrensanweisungen und Verwaltungsabläu­
fen der Krankenkassen obliegt den Krankenkassen. 

'2. Umsetzung bei den, Medizinischen Diensten 

Der MDS hat die Geschäftsführer und die Leitenden Ärztinnen und 
Ärzte der' Med!zinischen Dienste über das in Kraft treten der geänder- , 
ten :Begutachtun~s-Richtlinie Vorsor9.t~ und Rehabilitation sowi~gi~ . 
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Veröffentlichung der Umse~zungsempfehlung~n am 7; Februar 2012 
informiert und beide Papiere auf'seiner Homepageelngestellt. 

Im Rahmen eine'r ganztägigen MultipHkatorenschulung wurden am 
28. Febru'ar 2012 Gutachterinnen und Gutachter aus allen Medizini-' 
sehen Dienste~ in eier Anwendung der neuen Begutachtungsvorgaben 
geschult. Die Gutachterinnen und Gutachter wurden aufgefordert, sich 
mit der SEG 1 in Verbindu ng ,.zu setzen! wenn sich Probleme in der 
praktischen Ums~tzung der neuen Vorgabep zeigen soll,ten. 

Darüber hinaus wurde von der konferenz der Leitenden Ärztinnen ,und 
Ärzte der' MDK-Gemeinschaft am 14. Februar 201 i eine verbesserte 
Dokumentation der B~glltachtu ng von Anträgen auf Mutter-/Vater­
Kind-Leistungen beschlossen", 

D. Ausblick 

Der GKV-Spitzenverband und eier MDS werden die praktische Umser­
zung der Begutachtungs- und Verwaltungsverfahren im Zusammen­
hang mit Anträgen auf Leistungen zur medizinischen Vorsorge und . . 
Rehabilitation für Mütter und Väter nach §§ 241 41SGB V w~iterhin 
begleiten und bel Hinwe"jsen auf ungeklärte Umsetzungs-, Rechtsaus­
legung-s- od~r Verfahrensfragen zu deren Kl,ärung beitragen. Dazu 

, soll der konstruktive Dialog mit dem Müttergenesungswerk und dem 
Bundesverband Deutscher Privatkliniken e.V. fortgesetzt wer~en. Der 
GKV-Spitzenverband wird das Mlittergenesungswerk und den B~hdes­
verband Deutscher Privatkliniken e.V. zu einem Austausch über die 
Erfahrungen mit den in diesem Bericht dargestellten Maßnahmen im 
3. Quartal 2012 einladen. 
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E. Anlagen. 

. . ' 

Anlage 1: Bericht des Bundesrechnungshofes über die uDurchfüh-
rung v<?n Mutter-/Vater-Kind-:Maßnahmen nach den 
§§ 23, 24 SGB V dureh die KrankEmkassen der Gesetzli.,. . 
ehen Krankenversicherung" vom 7. juni 2011 

. Anlage 2: . Schreiben des ,Bundesrechnungshofes vom 14. juni 2011 

Anlage 3: Stellungnahme des GKV-Spitzenverbandes vom 
9. Mai 2011 

Anl'age 4: Schreiben des GKV'-Spitzenverbandes und des MDS an 
den Bundesminister für Gesundheit vom 19. Mai 2011 

Anlage'S; . Schreiben .des Bundesministers für Gesundheit 

Anlage 6: 

Anlage 7: 

Anlage 8: 

Anlage 9: 

vqm 1. juli 2.011 

Rundschreiben des·GKV-Spitzenv,erbandes vom 
5. juli 2011 (ohne Weitere Anlagen) 

Schreiben des MDS vom 5, Juli 2011 

Entschließungsantrag des Ausschusse,s für Gesundheit 
, , 

des D,eutschen Bundestages vom 6. Juli 2011 

'Protokollnotiz .über das Fachgespräch des MDS mit.qem 
Forschungsverbund Familiengesundheit der Medizini­
,schen Hochschule Hannover am 7, 'Dezember 2011 

Anlage 10: Begutachtungs-Richtlinie Vorsorge. und Rehabil,ltation, 
Stand Februar 2012 

, . 
Anlage'11; Umset;zungsempfehlungen des GKV-Sp.itzenverbandes, 

der Verbände, der Krankenkassen auf Bundesebene und 
, , 

des MDS im Zusammenhang mit Anträgen auf Leistungen 
zur medizinischen Vorsorge und Rehabilitation für Müt­
ter und Väter nach §§ 24, 415GB V, Stand Februar 2012· 
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Anlage i 2: Gemeinsame ,Pressemitteilung 'des GKV-
Spitzenverbandes, des ßundesverbandes Deutscher P~j­
vatkliniken e.V. und des Deutschen Müttergenesungs-, 
werkes vom 7. Februar 2012 

Anlage 13: Rundschreiben des' GI<V-Spitzenver!Jandes vom 7.. Febru­
ar 2012 (ohne weitere Anlagen) 
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